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PRAAMBEL

Im Bestreben, die Zielsetzung dieser Konvention als ein wichtiges Anliegen des Forums
Osterreichischer Wissenschaftler fir Umweltschutz zu férdern und zu unterstiitzen, hat der
Vorstand des Forums in seiner Sitzung vom 24. November 1995 beschlossen, dall das Forum
Osterreichischer Wissenschaftler fir Umweltschutz die Rolle eines Verwalters fir diese

Konvention ubernimmt.

Das Forum ladt alle Umweltgutachter und verfahrensbeteiligten Fachleute ein, dieser Konvention
beizutreten - ungeachtet einer Mitgliedschaft beim Forum.

Diese Konvention richtet sich an Fachleute beiderlei Geschlechts. Aus Grinden der besseren
Lesbarkeit werden jedoch nur die mannlichen Wortformen verwendet, weiters wird fir "Forum
Osterreichischer Wissenschaftler fir Umweltschutz" auch die Kurzbezeichnung "Forum"

verwendet.

Erster Teil: ZIELE, ZIELGRUPPE, SELBSTVERPFLICHTUNG

Artikel 1. Zielsetzungen
Diese Konvention hat zum Ziel:

« das von der Offentlichkeit zu Recht erwartete hdchstmagliche Qualitatsniveau von
umweltbezogenen Verfahren, Planungen und Gutachten zu wahren und weiterzuentwickeln,

e das Ansehen der Umweltgutachter zu férdern,

e zu gewahrleisten, dal® Umweltgutachten nach wissenschaftlichen Grundsatzen erstellt

werden,

o flr Umweltgutachter und verfahrensbeteiligte Fachleute einen beruflichen Verhaltenskodex
entstehen zu lassen, auf den sie sich bei ihrer Tatigkeit gegeniber ihren Auftraggebern und
der Offentlichkeit berufen kénnen, um sie vor unzumutbaren oder unredlichen Anforderungen

zu schitzen, sowie

« den Auftraggebern und der Offentlichkeit Kriterien vorzustellen, anhand derer sie die
personliche Qualifikation der Experten beurteilen und den formalen Qualitatsstandard von
Umweltgutachten und umweltbezogenen Planungen bzw. Verfahren messen kénnen.



Artikel 2. Adressaten, Qualitatserklarung und Unterzeichnerliste

2.1.

2.2.

2.3.

24.

2.5.

Diese Konvention richtet sich an

a) Umweltgutachter (Sachverstandige, die in umweltbezogenen Planungen oder Ver-
fahren Gutachten, Untersuchungen, Studien oder sonstige Expertisen erstellen) und an
b) verfahrensbeteiligte Fachleute bzw. "Verfahrensbeirate" (Fachleute, die in solchen
Verfahren leitende, koordinierende oder 6ffentlich beratende Funktionen ausuben).

Jede Person, die den Voraussetzungen gemal} Art. 3 dieser Konvention entspricht, kann
sich gegenuber allen Personen, die durch ihre Tatigkeit in umweltrelevanten Verfahren
betroffen sind, zur Einhaltung der Verhaltensregeln dieser Konvention durch ihre Un-
terschrift rechtsverbindlich verpflichten (Qualitatserklarung). Sie dokumentiert damit ihre
Entschlossenheit, ein Héchstmal® an Unabhangigkeit und Objektivitat, an fachlicher und
berufsethischer Seriositat sowie an verantwortlichem Umgang mit umweltrelevanten
Fragestellungen zu gewahrleisten. Die unterschriebenen Erklarungen werden beim
Forum Osterreichischer Wissenschaftler fir Umweltschutz hinterlegt.

Mit der Unterzeichnung der Qualitatserklarung erklart der Unterzeichner gegeniber allen
Personen, die durch seine Tatigkeit in umweltrelevanten Verfahren betroffen sind, fur
Personen- und Sachschaden (nicht jedoch fir blol3e Vermégensschaden), die aus einer
Nichteinhaltung der Qualitatserklarung erwachsen, zu haften.

Die bloRRe Feststellung der Einhaltung der Verhaltensregeln obliegt im Streitfall einem
Schiedsgericht geman Art. 8 u.9. Jeder Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte
Fachmann unterwirft sich diesbezuglich dem schiedsrichterlichen Verfahren (§ 577 ZPO).

Das Forum Osterreichischer Wissenschaftler fiir Umweltschutz fiihrt eine "Liste der
Unterzeichner der Umweltgutachterkonvention". Es verpflichtet sich, jede Person auf
deren Antrag in diese Liste einzutragen, wenn diese Person die persénlichen Vor-
aussetzungen fir den Status eines Fachmannes fiir ein bestimmtes Fachgebiet geman
Art. 3 erflllt sowie sich mit Unterschrift zur Einhaltung der Verhaltensregeln verpflichtet
und die Ubrigen sie betreffenden Bestimmungen dieser Konvention anerkannt (und eine
allfallige Eintragungsgebuhr entrichtet) hat. Die Priifung der persénlichen Voraussetzun-
gen erfolgt durch Beauftragte des Forums. Das Forum verpflichtet sich weiters, einen
Antragsteller bis langstens drei Monate nach Einlangen des Antrages Uber die erfolgte
Eintragung bzw. Uber die Hinderungsgrunde fur die Aufnahme in die Liste zu ver-
standigen.



2.6.

2.7.

2.8.

2.9.

2.10.

Wer meint, zu unrecht nicht in die Liste eingetragen worden zu sein, kann das Vorliegen
der Eintragungsvoraussetzungen durch ein Schiedsgericht prifen lassen. Jeder Beitritts-
werber zu dieser Konvention anerkennt mit seinem Antrag auf Eintragung in die Unter-
zeichnerliste hierfur die Zustandigkeit des Schiedsgerichtes gem. Art. 9 und unterwirft
sich diesbezlglich dem schiedsrichterlichen Verfahren (§ 577 ZPO). Gelangt das
Schiedsgericht zu einem positiven Ergebnis, ist der Beitrittswerber unverziglich in die
Liste einzutragen. Unterla3t der Beklagte (= das Forum) die fristgerechte Beschickung
des Schiedsgerichtes gem. Art. 9.2., so ist der Beitrittswerber ebenfalls unverziiglich in
die Liste einzutragen und hievon zu verstandigen. Unterlal3t der Klager die Beschickung,
so gilt der Antrag auf Eintragung in die Liste als zurtickgezogen.

Die Liste enthalt jeweils folgende Angaben: Name, Titel, Anschrift, Geburtsdatum,
Berufsbezeichnung und ausgewiesene(s) Fachgebiet(e). Auf Wunsch des Einzu-
tragenden kdnnen auch weitere Eintragungen hinsichtlich der Erreichbarkeit vorge-
nommen werden, wie z.B. Telefonnummer, Faxnummer o.a. Der Unterzeichner stimmt
ausdricklich zu, dal seine personenbezogenen Daten der genannten Art im Sinne des
Datenschutzgesetzes EDV-maliig ermittelt, verarbeitet und Gbermittelt werden.

Die Liste kann innerhalb der Blirozeiten von jedermann eingesehen werden. Weiters wird
sie periodisch in geeigneter Weise veroffentlicht und insbesondere den mit Um-
weltbelangen befallten staatlichen Stellen zur Kenntnis gebracht.

Die Qualitatserklarung kann jederzeit widerrufen werden. Das Forum Osterreichischer
Wissenschaftler fir Umweltschutz ist davon schriftlich zu verstandigen. Ab Zugang des
Widerrufs beim Forum erldschen die Pflichten aus dieser Konvention flr die Zukunft. Der
Widerruf bewirkt eine Léschung der Eintragung in die Liste.

Das Forum Osterreichischer Wissenschaftler fir Umweltschutz ist berechtigt, von den
Eintragungswerbern einen Kostenbeitrag zur Abdeckung seines Aufwandes einzuheben,
dessen Hohe jahrlich vom Vorstand des Forums autonom festgelegt werden kann. Jeder
Beitrittswerber hat denjenigen Beitrag zu entrichten, der zum Zeitpunkt der Einreichung
seines Antrages (Aufgabedatum) gultig ist. Der Beitrag wird mit dem Einlangen des
Antrages beim Forum fallig und gebuhrt auch bei Nichteintragung mangels vorliegender

Voraussetzungen.



Artikel 3. Personliche Voraussetzungen fir die Eintragung in die Unterzeichnerliste

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat nachstehenden personlichen

Voraussetzungen zu entsprechen:

3.1.

3.2.

3.3.

Abgeschlossene, in Osterreich anerkannte Ausbildung in dem fiir die Eintragung in die
Unterzeichnerliste angefuhrten Fachgebiet und

offentlich anerkannte Befahigung zur selbstandigen Berufsausiubung oder Habilitation
oder gleichwertige Qualifikation auf seinem Fachgebiet. Wenn keine 6ffentlich anerkannte
Befahigungsprifung oder Habilitation vorliegt, gilt eine mindestens dreijahrige
hauptberufliche oder entsprechend langere nebenberufliche Praxis im Sinne des Art. 2.1.
als gleichwertige Qualifikation.

Die Voraussetzungen gemaf Art. 3.1. oder Art. 3.2. kdnnen entfallen, wenn der Antrag-
steller eine schriftliche Bestatigung eines facheinschlagigen ésterreichischen Universitats-
bzw. Hochschulinstituts oder einer 6ffentlich-rechtlichen Forschungs- bzw. Lehrinstitution
vorlegt, aus der hervorgeht, dal} dieser auf seinem Fachgebiet umfassende Kenntnisse
und Erfahrungen besitzt.



Zweiter Teil: VERHALTENSKODEX

Artikel 4. Allgemeine Verhaltensregeln

41.

4.2.

4.3.

4.4.

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat sowohl bei Ausibung sei-
ner Tatigkeit und seines Berufes als auch aulRerhalb seiner Berufstatigkeit alles zu unter-
lassen, was das Vertrauen in seine Person und seine Sachverstandigenfunktion
schmalern konnte. Er hat die Ehre und das Ansehen seines Standes zu wahren.

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann ist zu Wahrhaftigkeit, Unab-
hangigkeit und Objektivitat verpflichtet. Er muld sich in seinem Verhalten und sprachlichen
Ausdruck um Objektivitat und Unparteilichkeit bemuhen.

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat dem Auftraggeber und den
Verfahrensparteien unverziglich und in jedem Stadium seiner Tatigkeit alle Griinde
mitzuteilen, die seine Unabhangigkeit oder Objektivitat fraglich erscheinen lassen kdnnen.
Die Frage einer allfalligen Befangenheit hat der Sachverstandige vor Auftragsannahme,
und zwar auch ohne entsprechenden Hinweis seines Auftraggebers oder einer Partei
oder eines Beteiligten, zu prifen. Darlber hinaus hat der Umweltgutachter oder verfah-
rensbeteiligte Fachmann bei seiner Arbeit jeden Anschein einer Befangenheit zu vermei-
den.

Grinde, die die volle Unbefangenheit eines Experten in Zweifel ziehen, liegen etwa dann
vor, wenn er zu einer Partei oder einem Beteiligten verwandtschaftliche oder engere
freundschaftliche oder enge geschéftliche Beziehungen hat, wenn mit einer Partei oder
einem Beteiligten ein Streit besteht oder bestanden hat oder wenn der Sachverstandige
bereits friher im Auftrag einer Partei oder eines Beteiligten in dieser Sache tatig war.

Dem Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligten Fachmann ist verboten, im Zusammen-
hang mit seiner Tatigkeit fur sich oder andere Personen Zuwendungen oder Ver-
glnstigungen zu fordern, anzunehmen oder sich versprechen zu lassen, die geeignet
sein kénnten, seine Objektivitat zu beeintrachtigen, oder die nicht einer - etwa wegen
ihrer Geringwertigkeit - nach allgemeiner Auffassung zu billigenden Gepflogenheit
entsprechen. Er ist auch verpflichtet, alles in seiner Macht Stehende zu tun, um zu
verhindern, dal® solche Zuwendungen oder Begiinstigungen von seinen Mitarbeitern oder
Angehdrigen entgegengenommen werden.



4.5.

4.6.

4.7.

4.8.

4.9.

Liegen Grunde vor, die die ordnungsgemale Auftragserfillung hindern (z.B. Interessen-
konflikt, wie etwa Ziviler Ungehorsam, in zeitlicher Hinsicht wegen Uberlastung, in
personlicher Hinsicht wegen Beeintrachtigung der Gesundheit, Befangenheit oder
unzureichender fachlicher Kompetenz fur den konkreten Auftrag) hat der Umwelt-
gutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann die Ubernahme des Auftrages unter
Darlegung des Hinderungsgrundes unverziglich abzulehnen.

Der in die Unterzeichnerliste eingetragene Fachmann hat klar zu erkennen zu geben, in
wessen und mit welchem Auftrag er tatig ist. Er hat auch, soweit es ihm mdéglich und
zumutbar ist, dafur zu sorgen, dal seine Stellung diesbezlglich von seinem Auftraggeber
oder von dritter Seite nicht unrichtig dargestellt wird.

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat bei seiner Tatigkeit die
Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Verfahrensékonomie zu beachten. Insbesondere
hat er sich an den ihm erteilten Auftrag zu halten. Zweifel iber den Umfang und Inhalt
des Auftrages sind durch Rickfragen beim Auftraggeber aufzuklaren und dessen
diesbeziligliche Weisungen (etwa durch eine Erganzung oder Anderung des Auftrages)

einzuholen.

Dem Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligten Fachmann ist untersagt, Geschéafts-
oder Betriebsgeheimnisse zu offenbaren oder zu verwerten, die ihm ausschlief3lich aus
seiner Tatigkeit als Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligter Fachmann bekannt-

geworden sind.

Wenn von seinem Auftraggeber oder von dritter Seite trotz Aufforderung zur Rich-
tigstellung unrichtige Behauptungen Uber seine Tatigkeit oder deren Ergebnisse aufge-
stellt werden, ist der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann berechtigt und
verpflichtet, diese Behauptungen in geeigneter Weise und in einem angemessenen
Zeitraum selbst richtigzustellen. Er hat diesen Vorbehalt vor Ubernahme des Auftrages
dem Auftraggeber mitzuteilen und als Vertragsbestandteil zu vereinbaren.

Artikel 5. Besondere Verhaltensregeln fir umweltbezogene Bearbeitungen

5.1.

5.2.

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat, soweit es ihm maéglich und
zumutbar ist, auf eine vollstandige und ganzheitliche Bearbeitung umweltbezogener

Fragestellungen hinzuwirken.

Wenn erkennbar ist, daf} ein Auftrag in erster Linie dazu dient, ein Verfahren, Projekt
oder Produkt wahrheitswidrig darzustellen, ist er abzulehnen.



5.3.

5.4.

Wenn der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann erkennt, daf fur die
Fragestellung bedeutende Umstande weder von seinem Auftrag umfaf3t sind noch von
anderer Seite ausreichend behandelt werden, ist er verpflichtet, den Auftraggeber darauf
aufmerksam zu machen.

Erkennt der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann, dal® die Behandlung
wichtiger umweltrelevanter Fragen vom Auftraggeber vermieden oder verhindert wird
(z.B. um nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt zu verschleiern), oder gerat er
wahrend der Auftragstatigkeit in einen Gewissenskonflikt, hat er den Auftrag abzulehnen
bzw. alles Zumutbare zu unternehmen, um von seinen Vertragsverpflichtungen
entbunden zu werden.

Artikel 6. Fachliche und methodische Grundsatze

6.1.

6.2.

6.3.

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann ist zur stdndigen Weiterbildung
auf seinem Tatigkeitsgebiet verpflichtet.

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat seine tibernommenen Ver-
pflichtungen bei jeder Sachverstandigentatigkeit, in wessen Auftrag sie auch immer
erfolgt, sorgfaltig und gewissenhaft einzuhalten. Er hat daher sowohl in Verfahren bei
Verwaltungsbehdrden oder Gerichten, aber auch als Privatgutachter oder privater Auf-
tragnehmer die Gegenstéande des Augenscheines sorgfaltig zu untersuchen, die ge-
machten Wahrnehmungen aus Augenschein und Aktenlage wahrheitsgetreu und voll-
standig anzugeben sowie den Befund und das Gutachten oder seinen Bericht nach
bestem Wissen und Gewissen und nach dem Stand der Wissenschaft, der Technik oder
seines Fachgebietes zu erstellen.

Der Umweltgutachter hat bei der Erstellung von Gutachten streng zwischen erhobenen
Tatsachen bzw. Informationen (Befund) und den daraus gezogenen Schlissen bzw.
Empfehlungen (eigentliches Gutachten) zu unterscheiden und diese Unterscheidung in
seiner Expertise auch deutlich erkennbar zu machen. Die Herkunft der erhobenen
Befunde ist genau und nachvollziehbar anzugeben. Die Untersuchungs- und Bewertungs-
methoden sind so ausflhrlich zu beschreiben, dal eine Einschatzung der damit erzielten
Aussagesicherheit mdglich ist. Die SchluRfolgerungen und Empfehlungen missen aus
dem Befund schlissig hergeleitet werden und durfen den Denkgesetzen und allgemeinen
Erfahrungen nicht widersprechen. Nicht nachvollziehbar herleitbare Aussagen, wie z.B.
personliche Erfahrungen, missen als solche ausdriicklich bezeichnet werden. Fir die
Offentlichkeit bestimmte Gutachten oder Berichte sollen auch bei schwierigen Themen
nach Mdglichkeit in allgemein verstandlicher Form abgefal3t sein.



6.4.

6.5.

6.6.

6.7.

6.8.

6.9.

6.10.

Der Sachverstandige hat den Auftraggeber in seinem Gutachten (seinem Bericht, seiner
Expertise) anzufuhren.

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat bei seinen Tatigkeiten die
Rechte von Parteien oder sonstigen Personen zu respektieren. Wird er an der Durch-
fuhrung von notwendigen Arbeiten (z.B. Erhebungen) gehindert, hat er daruber unverzig-
lich seinem Auftraggeber zu berichten.

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat zu prifen, ob er den ihm
erteilten Auftrag innerhalb der festgesetzten Frist erfiillen kann. Wenn die sachkundige
Durchfuhrung innerhalb der festgesetzten Frist nicht moglich erscheint, hat er dies dem
Auftraggeber mitzuteilen und gegebenenfalls den Auftrag abzulehnen.

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat die fir seine Tatigkeit
festgesetzten Fristen einzuhalten. Unvermeidbare Fristuberschreitungen hat er dem
Auftraggeber sofort bei Bekanntwerden des Verzdgerungsgrundes - jedenfalls vor Ablauf
der Frist - mit einem begriindeten Ersuchen um Fristverlangerung mitzuteilen. Wird
diesem Ersuchen nicht stattgegeben und ist dadurch eine ordnungsgemale Bearbeitung
nicht moglich, hat er einen diesbezlglichen Hinweis in sein Gutachten (seinen Bericht)

aufzunehmen.

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat vor Auftragsiibernahme zu
prufen, ob er fur seine Tatigkeit die erforderliche Kompetenz besitzt. Im Zweifelsfall hat er
die Ubernahme des Auftrages abzulehnen. Bestehen Zweifel fiir einzelne Teile des
Auftrages oder ergeben sich wahrend der Bearbeitung solche Zweifel, ist der Auftrag-
geber daruber zu informieren und ihm die Beiziehung eines weiteren Experten (Einholung
eines Hilfsgutachtens) vorzuschlagen. Wenn der Auftraggeber diesem Vorschlag nicht
folgt und deshalb eine ordnungsgemalie Bearbeitung zur Ganze oder teilweise nicht
moglich erscheint, ist ein entsprechender Hinweis in den Bericht oder das Gutachten

aufzunehmen.

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat den ihm erteilten Auftrag
unter seiner personlichen Verantwortung auszufiihren. Die Heranziehung von seiner
Aufsicht unterstehenden Mitarbeitern ist zulassig. Die blofe Unterfertigung der
unkontrollierten, selbstandigen Arbeit von anderen Personen (z.B. durch den Institutsleiter
oder Sachverstandigen) ist unstatthaft.

Im Fall der Heranziehung von wissenschaftlichen Mitarbeitern hat der Umweltgutachter
oder verfahrensbeteiligte Fachmann in seinen Berichten oder Gutachten deren Namen
und die von ihnen bearbeiteten Aufgaben bzw. Fachbereiche anzugeben.



Artikel 7. Verhalten gegeniiber Kollegen und im Wirtschaftsleben

7.1.

7.2.

7.3.

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat gegenliber anderen
Personen in vergleichbarer Funktion den Grundsatz der Kollegialitdt zu wahren. Un-
sachliche oder persdnlich herabsetzende Kritik an solchen Personen oder deren
Leistungen ist zu unterlassen.

Auffallige Werbung unter Hervorhebung der Eigenschaft als anerkannter Umwelt-
gutachter bzw. verfahrensbeteiligter Fachmann oder die Erwahnung dieser Eigenschaft in
einer Unternehmens- oder Warenbezeichnung ist untersagt. Die bloR informative Mit-
teilung ohne reklamehafte Hervorhebung ist jedoch erlaubt. Zur Unterscheidung von
Experten, die die gegenstandliche Qualitatserklarung nicht unterzeichnet haben, darf in
angemessener Weise auf die Eintragung in die Liste hingewiesen werden. Dieser
Hinweis mul} das Fachgebiet der Eintragung in die Liste genau bezeichnen
(z.B.:."eingetragen in die beim Forum Osterreichischer Wissenschaftler gefiihrte Liste der
Unterzeichner der Umweltgutachterkonvention fur das Fachgebiet ...")

Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat fur seine Tatigkeit die
seinem Berufsstand entsprechenden, jedenfalls aber angemessene Honorare zu ver-
rechnen, welche auch eine angemessene Entlohnung fur Mitarbeiter berticksichtigt. Ein
allfalliger Verzicht auf ein seiner Qualifikation entsprechendes persénliches Honorar aus
Grinden geringer finanzieller Leistungsfahigkeit des Auftraggebers ist zulassig, darf aber
keine Qualitdtsminderung der Leistung begriinden. Als allgemeine Grundlage fir die
Honorarbemessung sind die Honorarrichtlinien fur Ziviltechniker heranzuziehen, sofern fur
den jeweiligen Berufsstand keine besonderen Bestimmungen bestehen. Der Auftraggeber
ist bei Ubernahme des Auftrages auf die Grundlagen der Honorarbemessung und -
soweit abschatzbar - auf die ungefahr zu erwartenden Kosten hinzuweisen.



Dritter Teil: SCHIEDS- und ANDERUNGSVERFAHREN, VERWALTUNG

Artikel 8. Schiedsrichterliche Uberwachung der Einhaltung der Verhaltensregeln

8.1.

8.2.

8.3.

8.4.

8.5.

Erhebt ein Konventionspartner oder eine Person, die von der Tatigkeit des Umweltgut-
achters oder verfahrensbeteiligten Fachmannes in einem umweltrelevanten Verfahren
betroffen ist, gegen einen in die Liste eingetragenen Fachmann den Vorwurf, daf3 er
diese Verhaltensregeln nicht eingehalten hat, kann er die Einberufung eines Schieds-
gerichtes gem. 9.1. begehren. Dieses Schiedsgericht hat ausschlieRlich tber die
Berechtigung der erhobenen Vorwurfe zu befinden und gegebenenfalls Sanktionen gem.
8.4. zu verhangen.

UnterlalRt der Beklagte die Bestellung seines Schiedsrichters in das Schiedsgericht gem.
9.2., so ist seine Qualitatserklarung bis zur rechtskraftigen Entscheidung Uber die erhobe-
nen Vorwurfe aufgehoben, was die Streichung aus der Liste zur Folge hat. Unterla3t der
Klager die Bestellung seines Schiedsrichters, gilt die Klage als zurlickgezogen.

Betreffen die erhobenen Vorwirfe oder Anspriiche nicht die Bestimmungen dieser
Konvention oder sind sie offenbar unbegrindet, ist die Klage abzuweisen.

Im Urteil des Schiedsgerichtes ist festzustellen, ob Klagslegitimation vorliegt und die
gegenstandlichen Verhaltensregeln hinsichtlich der erhobenen Vorwtirfe eingehalten
wurden oder nicht. Es hat den Tatbestand und gegebenenfalls die nicht eingehaltene(n)
Bestimmung(en) genau zu bezeichnen. Es ist auch der Grad des Verschuldens festzu-
stellen (kein Verschulden, entschuldbare Fehlleistung, leichte oder schwere Fahrlassig-
keit, Vorsatz).

Wird eine vorsatzliche oder grob fahrlassige Ubertretung der Verhaltensregeln fest-
gestellt, ist die Qualitatserklarung des Beklagten aufgehoben und seine Eintragung in die
Liste zu streichen. Je nach Schwere der Ubertretung kann das Schiedsgericht einen
Zeitraum beschlie3en, nach dessen Ablauf die Qualitatserklarung wieder erneuert werden
kann. Dieser Zeitraum darf nur bei rechtskraftiger strafgerichtlicher Verurteilung, die in
Verbindung mit dem gegenstandlichen Schiedsverfahren steht, drei Jahre tberschreiten.
Nach Ablauf des beschlossenen Zeitraumes und neuerlicher Vorlage der
Qualitatserklarung ist der Betreffende wieder in die Liste aufzunehmen.

Gewaltfreier Ziviler Ungehorsam ist nicht als Ubertretung der Verhaltensregeln
anzusehen und daher kein Grund fir eine Streichung aus der Liste.



8.6.

Auf Verlangen der obsiegenden Partei kann das Schiedsgericht beschlielen, dal} das
Urteil auf Kosten der unterlegenen Partei in geeigneter Weise veroffentlicht wird. Dabei
sind die Vermdgensverhaltnisse dieser Partei und die Schwere der Ubertretungen oder
der ungerechtfertigt erhobenen Vorwirfe zu bericksichtigen.

Artikel 9. Schiedsrichterliches Verfahren

9.1.

9.2.

Das fur Rechtsstreitigkeiten gem. Art. 2.4. und 2.6. dieser Konvention vorgesehene
Schiedsgericht besteht aus drei Schiedsrichtern, von denen je einer von den beiden
Parteien zu bestellen ist, wahrend der dritte von diesen bestellten Schiedsrichtern als
Vorsitzender gewahlt wird. Es hat nach den Bestimmungen der Zivilproze3ordnung (§
587ff) zu verfahren und entscheidet mit Mehrheit.

Das Begehren auf Einberufung eines Schiedsgerichtes ist unter Angabe des Beklagten
und des Inhaltes der Klage an das Forum Osterreichischer Wissenschaftler fir Umwelt-
schutz zu richten. Dieses hat daraufhin binnen zwei Wochen den Beklagten tUber die
Klage zu informieren und ihn und den Klager schriftlich aufzufordern einen Schiedsrichter
zu bestellen, und diesen dem Forum unter Beifgung der Annahmeerklarung des Be-
stellten bis spatestens sechs Wochen nach zugestellter Aufforderung bekanntzugeben.
Ist das Forum selbst Partei, hat es binnen sechs Wochen nach Einlangen des Begehrens
seinen Schiedsrichter zu bestellen.

Wird die Einberufung eines Schiedsgerichtes von einer Person begehrt, die nicht den
Unterzeichnern der Umweltgutachter-Konvention angehért, hat das Forum diesem Be-
gehren nur dann nachzukommen, wenn diese Person ausdricklich erklart, dal sie die
Zustandigkeit des Schiedsgerichtes anerkennt und sich dem schiedsrichterlichen Ver-
fahren unterwirft (Beitritt zum Schiedsvertrag).

Binnen zwei Wochen nach Nominierung der Schiedsrichter beider Parteien beim Forum
hat dieses die beiden Schiedsrichter einander und den Parteien bekanntzugeben und
beide Schiedsrichter aufzufordern, bis spatestens acht Wochen nach zugestellter
Aufforderung eine dritte Person (tunlichst einen Rechtskundigen) zum Vorsitzenden zu
wahlen und dem Forum schriftlich bekanntzugeben. Diese Bekanntgabe muf3 von allen
drei Schiedsrichtern unterzeichnet sein und gilt dann als erfolgte Konstituierung des
Schiedsgerichtes.



9.3.

9.4.

9.5.

9.6.

9.7.

9.8.

9.9.

9.10.

Im Falle des Rucktrittes gem. § 579 ZPO oder bei unvermeidlichem Wegfall aus anderem
Grunde oder wegen Ablehnung eines Schiedsrichters gem. § 586 ZPO hat das Forum die
entsprechenden Schritte mit 0.a. Fristen bis zur Konstituierung des Schiedsgerichtes zu

wiederholen.

Bezuglich der in 9.2. festgelegten Regelungen verzichten die Parteien auf die Anwendung
der entsprechenden Bestimmungen des § 581 ZPO.

Ist die Konstituierung des Schiedsgerichtes gemaf 9.2. nicht innerhalb der dort ange-
gebenen Frist erfolgt, weil sich die von den Parteien bestellten Schiedsrichter nicht auf die
Person des Vorsitzenden einigen konnten, so ist der Vorsitzende binnen weiterer sechs
Wochen vom Forum zu bestellen, sofern das Forum nicht selbst Partei ist. Ist das Forum
jedoch Partei, so gelten die diesbeziiglichen Bestimmungen des § 582 ZPO (Bestellung
durch das zustandige 6ffentliche Gericht auf Antrag einer Partei oder eines der von den
beiden Parteien bestellten Schiedsrichters).

Die Verhandlungen des Schiedsgerichtes sind in der Hauptstadt jenes Bundeslandes
abzuhalten, in dem der Beklagte seinen ordentlichen Wohnsitz hat, sofern sich nicht die
Parteien auf einen anderen Ort einigen.

Die Unterbrechung eines Schiedsverfahrens in jedem Stadium kann vom Schiedsgericht
beschlossen werden, wenn dieses Gegenstand eines verwaltungsbehdérdlichen oder
gerichtlichen Strafverfahrens ist. In einem solchen Fall ruht das Schiedsverfahren bis zum
rechtskraftigem Abschlul des Strafverfahrens. Die Streitparteien sind berechtigt,
Vergleiche zu schlieRen oder die Beendigung bzw. das Ruhen des Verfahrens zu verein-

baren.
Das Urteil des Schiedsgerichtes ist zu begrinden.
Gegen das Urteil des Schiedsgerichtes ist kein ordentliches Rechtsmittel zulassig.

Das Urteil ist unverziglich vom Schiedsgericht dem Forum &sterreichischer Wissen-
schaftler fir Umweltschutz mitzuteilen. Dieses hat ggf. die Streichung aus der Liste vorzu-

nehmen.

Der Ersatz der Kosten richtet sich nach den Bestimmungen der Zivilproze3ordnung.



Artikel 10. Anderung des Konventionsinhaltes

10.1.

10.2.

10.3.

Eine Anderung des Konventionsinhaltes erfordert die Zustimmung der Mehrheit der in die
Liste der Unterzeichner der Konvention eingetragenen Personen und die Approbation
durch das Forum Osterreichischer Wissenschaftler fir Umweltschutz, sofern
Verpflichtungen des Forums betroffen sind.

Als Antrag auf Abanderung gilt, wenn mindestens funf in die Unterzeichnerliste
eingetragene Personen einen konkreten Anderungswunsch schriftlich beim Forum
einbringen, oder wenn das Forum einen solchen Anderungsantrag beschlief3t.

Bildet die Zahl der Antragsteller aus dem Kreise der Eingetragenen nicht die Mehrzahl
aller Eingetragenen, so ist die mehrheitliche Zustimmung mittels einer schriftlichen und
geheimen Urabstimmung festzustellen.

Das Forum Osterreichischer Wissenschaftler fir Umweltschutz hat eine Anderung des
Konventionsinhaltes binnen zwei Wochen nach Beurkundung eines positiven Ergebnisses
der Urabstimmung allen in die Unterzeichnerliste eingetragenen Personen schriftlich
mitzuteilen. Die Anderung wird sechs Wochen nach Beurkundung des positiven
Abstimmungsergebnisses rechtswirksam.



Artikel 11. Rechte und Pflichten des Forums Osterreichischer Wissenschaftler fiir

11.1.

Umweltschutz

Das Forum hat dafiir Sorge zu tragen, dal® die in den entsprechenden Artikeln (in
Klammern angefuhrt) bereits néher spezifierten Agenden dieser Konvention vollzogen

werden:

Entgegennahme der Antrage auf Beitritt zur Konvention, Prufung der personlichen
Voraussetzungen der Beitrittswerber, Eintragung in die "Liste der Unterzeichner der
Umweltgutachterkonvention" und Verstandigung der Beitrittswerber daruber (2.5., 2.7.).

Streichung aus der Liste aufgrund erfolgten Widerrufes der Qualitatserklarung einer
eingetragenen Person oder auf Beschlul des Schiedsgerichtes (2.9., 8.4.).

Verwahrung der Qualitatserklarungen der der Konvention beigetretenen Personen (2.2.).

Evidenthaltung, gezielte Bekanntmachung und periodische Veroffentlichung der Liste
(2.8.) - samt dem Text der Konvention.

Aufforderung zur Konstituierung eines Schiedsgerichtes und Beschickung desselben,
wenn das Forum beklagte Partei ist (9.2., 9.4.).

Durchfiihrung einer Urabstimmung bei gewlinschten Anderungen des Konventionstextes
und Approbation von Anderungen - soferne Verpflichtungen des Forums betroffen sind -
sowie Verstandigung der eingetragenen Personen davon (10.1.-10.3.).

Das Forum Osterreichischer Wissenschaftler fir Umweltschutz ist berechtigt, von den
Beitrittswerbern einen Kostenbeitrag zur Abdeckung seines Aufwandes einzuheben
(2.10.).

Bei Zurlcklegung der Verwalterfunktion hat das Forum eine Kundigungsfrist von sechs

Monaten einzuhalten.



MOTIVENBERICHT

Umweltuntersuchungen und Umweltgutachten sind in zunehmender Weise Bestandteil der
Planung und Vorbereitung verschiedenster Vorhaben oder der Uberpriifung der Umweltaus-
wirkungen bestehender Einrichtungen, Abléufe oder Produkte. Hier ist insbesondere die Umwelt-
vertraglichkeitspriifung nach dem UVP-G und die Umweltzertifizierung von Betrieben nach dem
EG-Recht (EMAS-Verordnung) zu nennen.

In der Vergangenheit wurden Umweltgutachten immer wieder mibraucht, um umweltsch&dlichen
Vorhaben zum Durchbruch zu verhelfen oder in der Offentlichkeit falschlicherweise den Eindruck
zu erwecken, bestimmte Projekte oder Produkte seien "umweltvertrdglich”. Dabei ist es auch
vorgekommen, dal3 Gutachter oder verfahrensbeteiligte Fachleute unredlich gehandelt haben oder
aufgrund mangelnder fachlicher Qualifikation eine unrichtige Darstellung von Umweltauswirkungen
beglinstigten.

Solche Vorkommnisse haben der Umwelt, aber auch dem Ansehen der Wissenschaften und der
Experten schweren Schaden zugefiigt.

Die ésterreichische Rechtsordnung gibt in vielen Féllen erwiesenermalien keine ausreichende
Handhabe, gegen den MiBbrauch von Gutachten und Fachleuten wirksam einzuschreiten. Auch ist
es der interessierten oder betroffenen Offentlichkeit vielfach nicht méglich, derartige MiBbréuche
zu erkennen und das Qualitatsniveau von Gutachten und Expertenhandlungen anhand konkreter
Normen zu beurteilen.

In betrachtlichen Teilen der Bevélkerung hat sich demgeman die Meinung verbreitet, dal
Fachleute prinzipiell "kduflich" und die Ergebnisse ihrer Untersuchungen grof3teils von den
Interessen der Auftraggeber oder nicht legitimierter, aber einflu3reicher Gruppen oder Personen
bestimmt seien.

Es ist daher die Zielsetzung, solchen Mi3sténden vorzubeugen,und zwar durch einen zivil-
rechtlichen Vertrag zwischen einem gré3eren Personenkreis, der auch jederzeit erweitert werden
kann, mit dem die Partner verbindliche Verpflichtungen eingehen, nicht nur gegenseitig, sondern
auch nach aul3en. In Analogie zu derartigen zwischenstaatlichen Vereinbarungen schlagen wir
daher den Terminus Konvention vor. Das Forum, in dessen Grundsatzerkldrung die Sicherung des
Qualitatsniveaus umweltrelevanter Expertentétigkeit und die Verhinderung von MiBbréuchen
Bestandteil sind, ist darin ein Vertragspartner besonderer Art (Verwalter), welcher fiir die
vertragsgemaéafe Abwicklung der diversen vorgesehenen Verfahren verantwortlich ist.

In Osterreich regeln die Zulassungsbedingungen fiir diverse hochqualifizierte Berufszweige
eingehend die fachliche Qualifikation fiir die Berufsausiibung. Fiir einige Berufe und
berufséhnliche Funktionen gelten auch verbindliche ethische Normen. Dazu zéhlen z.B. die
allgemein beeideten gerichtlichen Sachversténdigen, die Ziviltechniker und die Arzte. Es fehlen



Jedoch spezifische Richtlinien fiir das Verhalten bei umweltbezogener Expertentétigkeit. Diese
Lticke soll durch diese Konvention geschlossen werden.

Die in dieser Konvention festgelegten Verhaltensregeln wurden in weitgehender Anlehnung an die
Standesregeln der allgemein beeideten gerichtlichen Sachverstéandigen erarbeitet. In erster Linie
mal3gebend dafiir war, dal’3 der hohe &6ffentliche Qualitatsanspruch an die Tétigkeit und die
persénliche Integritdt von Umweltfachleuten ebenso wie bei den Gerichtssachverstéandigen eine
Normierung erfordert, die (iber die bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen hinausreicht.
Weiters haben sich die Standesregeln der Gerichtssachversténdigen bewéhrt und zu einer An-
hebung des Ansehens des Sachverstdndigenstandes beigetragen. Eine solche Entwicklung wird

auch von dieser Konvention erwartet.

Dartiber hinaus erhoffen wir uns, dal$ der Gesetzgeber unsere Initiative aufgreift und den
Verhaltenskodex der Konvention soweit wie méglich gesetzlich normiert. Wir sind optimistisch, dal3
die vorliegenden Verhaltensregeln und Grundsétze in der Offentlichkeit soviel Anklang finden, daf3
ein entsprechender gesellschaftlicher Druck in Richtung einer gesetzlichen Regelung entsteht.
Zumindest erwarten wir, dal3 staatliche oder staatsnahe Kérperschaften sich in zunehmendem
Mafe solcher Fachleute bedienen, die freiwillig dieser Konvention beigetreten sind.

Das Forum Osterreichischer Wissenschaftler fiir Umweltschutz erhofft weiters, dal8 durch das
Wirken der beigetretenen Fachleute im Sinne dieser Konvention Druck in der Richtung entsteht,
daf3 Gutachten in verstarktem Mal3 éffentlich zugénglich gemacht werden und insbesondere dem
kritischen Diskurs der einschldagigen Fachwelt ausgesetzt werden, um durch einen solchen
Kontrollmechanismus gré3ere Nachvollziehbarkeit von auf Gutachten gestiitzte behérdliche
Entscheidungen zu erreichen.

Die vorliegende Konvention bestimmt jedoch nicht die fiir bestimmte Disziplinen erforderliche
spezifische fachliche Qualifikation. Es ist aber daran gedacht, in Zukunft auch fachspezifische
Anforderungsprofile zu erstellen.

Die Umweltgutachterkonvention wurde von einer Arbeitsgruppe aus Wissenschaftlern unter-
schiedlicher Fachgebiete und beruflicher Stellung, die selbst als Gutachter oder verfahrens-
beteiligte Fachleute tétig sind, erarbeitet und von namhaften Rechtsexperten gepriift sowie vom
Vorstand des Forums begleitet und unterstlitzt.

Ferner erfolgte eine kartellrechtliche Priifung durch Experten von der Wirtschaftskammer
Osterreich. Diese sehen in der Konvention keine Absprache im Sinne des Kartellgesetzes, denn
Vereinbarungen, die darauf abzielen, die Qualitat eines Produktes zu erhéhen, sind (blich und
statthaft (siehe 1ISO 9000).



Zu 2.1.

Als "Gutachten, Untersuchungen, Studien und Expertisen” im Sinne von lit.a. gelten alle fachlichen
Aussagen, die dazu bestimmt sind, oder aufgrund ihrer Darstellung oder Ubermittlung dazu
bestimmt erscheinen, dal3 sich Behérden oder Gerichte bei ihren Entscheidungen, oder Planungs-
tréger bei ihren Planungen, oder die Offentlichkeit bei ihrer Meinungsbildung darauf stiitzen.

In zunehmendem Ausmal3 werden Fachleute nicht nur zur Erstellung von Expertisen heran-
gezogen. Die Komplexitat von Umweltuntersuchungen macht es oft notwendig, dal3 Fachleute
auch die ProzeBmoderation, Koordination oder Gesamtleitung von Verfahren oder Verfahrens-
bestandteilen iibernehmen (verfahrensbeteiligte Fachleute bzw. "Verfahrensbeirate”). In solchen
Féllen wird von den damit befal3ten Experten (iber das notwendige breite Fachwissen hinaus
meist auch ein Versténdnis interdisziplindrer Zusammenhénge, eine gewisse Rechtskundigkeit
und ein Verstandnis fiir gruppendynamische oder psychologische Vorgédnge erwartet. Die hohe
Verantwortung, die mit derartigen Aufgaben verbunden ist, macht es notwendig, auch flir diese
Téatigkeiten allgemeine Verhaltensregeln aufzustellen.

Hinsichtlich der "Umweltbezogenheit" wird sinngeméf3 auf das Bundesverfassungsgesetz liber den
Umfassenden Umweltschutz (BGBI. 1989) verwiesen.

Zu 2.2. und 2.3.

Es ist ausdriicklich zu betonen, dal3 jedermann, der den Voraussetzungen entspricht - nicht nur
Mitglieder des Forums &sterreichischer Wissenschaftler fiir Umweltschutz - eingeladen ist, der
Konvention beizutreten. Um die Entschlossenheit zur Einhaltung der Bestimmungen der
Konvention auch nach auf3en zu dokumentieren, mul3 jedoch die persénliche Verantwortung
betont und eine Sanktionsméglichkeit gegeben sein. Die Verpflichtung erfolgt daher als zivil-
rechtlicher Akt der Selbstbindung (Vertrag).

Zu 2.3.

Die persénliche Verantwortung und Bindungswirkung wird durch die persénliche Haftungs-
verpflichtung unterstrichen. Jedem Betroffenen soll es méglich sein, die Verwirklichung der
eingegangenen Verpflichtung notfalls auch gerichtlich durchzusetzen.

Die Uberwélzung persénlicher Haftungsverpflichtungen auf den Auftraggeber oder die Offentliche
Hand ist unstatthaft. Dies soll das Abschieben von Verantwortung verhindern. Der Abschlul3 einer
Haftpflichtversicherung ist jedoch zuldssig und schon aus Griinden der Sicherheit fiir Auftraggeber
oder andere Betroffene wiinschenswert.

Der Ausschlul3 einer Haftung fiir bloBe Vermdgensschéaden soll ein unverhéltnismalig hohes
Haftungsrisiko und ein unzumutbares Prozelrisiko durch Klagen mit extrem hohem Streitwert



verhindern. Schon mit der Androhung einer derartigen Klage kénnten Sachversténdige von finanz-
kréftigen Interessenten - auch ungerechtfertigterweise - unter Druck gesetzt werden. Eine solche
Vorgangsweise kbnnte die Unabhéngigkeit der Fachleute beeintrdchtigen und wére im Sinne die-
ser Konvention daher unerwtinscht.

Diese Bestimmung soll auch den Umweltexperten in Erinnerung rufen, dal3 sie als Sachver-
stédndige schon jetzt umfangreichen Haftungsverpflichtungen nach dem Biirgerlichen Recht, in
bestimmten Féllen auch nach anderen Bestimmungen unterliegen. Vielen Fachleuten ist leider nur
unzureichend bewul3t, dal3 sie fiir die Ergebnisse ihrer Arbeit und deren Folgen persénlich haften.
Somit stellt die Unterzeichnung dieser Konvention nur eine geringfligige Ausweitung des bereits
gesetzlich vorgegebenen Haftungsumfanges dar. Ein bedeutender Teil der Umweltexperten wird
die Last dieser zusétzlichen Verpflichtung leicht tragen, weil die darin enthaltenen Bestimmungen
schon bisher fiir sein Verhalten mal3gebend waren.

Es ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dal3 die gesetzliche Haftungsverpflichtung
selbsténdiger oder privat beschéftigter Sachversténdiger weiter geht, als jene von Amtssach-
verstandigen. Wéhrend letztere aus rechtlichen Griinden nur indirekt im Wege der Amtshaftung
haften, schldagt das Haftungsrisiko auf die selbstdndigen oder privat beschéftigten Experten direkt
durch.

Nach unserer Rechtsauffassung tragen jedoch auch Amtssachverstindige, die der Konvention
beitreten, fir die Einhaltung der daraus erwachsenden besonderen Verpflichtungen insoweit eine
Uber die Amtshaftung hinausgehende, direkte und persénliche Haftung. Die Unterzeichnerliste soll
daher auch Auskunft dariiber geben, welche Amtssachverstdndigen bereit sind, liber die
Amtshaftung hinaus freiwillig direkt und persénlich Verantwortung zu tragen. Damit soll insbe-
sondere die Qualitat von Amtssachverstindigengutachten in Verwaltungsverfahren geférdert
werden.

Zu 2.4.

Mit der Unterzeichnung dieser Bestimmung ist hinsichtlich der Zustandigkeit des Schiedsgerichtes
die Voraussetzung der Schriftform im Sinne des § 577 ZPO e(fiillt.



Zu 2.6.

Diese Bestimmung zielt darauf ab, Benachteiligungen zu verhindern und Beitrittswerbern die
Mbglichkeit zur Priifung der Eintragungsvoraussetzungen durch ein Schiedsgericht zu gewéhren.
Da die Bewerbung grundsétzlich jedermann zusteht, erscheint es auch notwendig, rechtsver-
bindlich zum Ausdruck zu bringen, dal$ eine Bevorzugung bestimmter Bewerber (z.B. Mitglieder
des Forums Osterreichischer Wissenschaftler fiir Umweltschutz) weder beabsichtigt noch
praktisch méglich ist.

Zu 2.7. und 2.8.

Mit der Publikation der Unterzeichnerliste wird der Offentlichkeit eine Méglichkeit gegeben,
Fachleute, die sich zur Einhaltung der Verhaltensregeln verpflichtet haben, von anderen zu
unterscheiden. Sie soll Auftraggebern eine praktikable Méglichkeit bieten, fiir bestimmte
Fachgebiete oder Aufgabenstellungen Fachleute auszuwéhlen, die der Konvention beigetreten
sind.

Die ausdriickliche Zustimmung zur EDV-mé&Rigen Ermittlung, Verarbeitung und Weiterleitung
personenbezogener Daten ist aufgrund des Datenschutzgesetzes erforderlich.

Zu 2.9.

Dem Grundsatz der Freiwilligkeit der Qualitatserkldrung wird auch dadurch Rechnung getragen,
dal3 sie jederzeit - aus welchen Griinden auch immer, oder auch ohne Begriindung - widerrufen
werden kann. Die Verpflichtung endet jedoch erst nach Einlangen des Widerrufs beim Forum
Osterreichischer Wissenschaftler fiir Umweltschutz. Ein Widerruf bewirkt nicht eine riickwirkende
Entbindung von den Verpflichtungen.

Zu 2.10.

Die Pflichten des Forums (vgl. Art.11) verursachen einen administrativen Aufwand. Es erscheint
daher nur recht und billig, den Eintragungswerbern eine angemessene und mdéglichst kosten-
deckende Eintragungsgeblihr aufzuerlegen. Die Festlegung der Beitragshbhe auf jene, die zum
Zeitpunkt des Einlangens des Antrages beim Forum gliltig ist, soll verhindern, dal3 bestimmte
Beitrittswerber willkiirlich durch massive Erhéhung der Geblihr zur Zurlickziehung des Antrages
gezwungen werden. Da durch die Priifung eines eingelangten Antrages dem Forum ein Aufwand
entsteht, ist die Gebliihr auch bei Nichteintragung mangels erforderlicher Voraussetzungen zu ent-

richten.



Zu 3.

Dieser Abschnitt regelt die persénlichen Voraussetzungen, denen sich der Umweltgutachter oder
verfahrensbeteiligte Fachmann zu unterwerfen hat, wenn er in die Liste eingetragen werden will.
Die Priifung der Voraussetzungen erfolgt nicht in inhaltlicher, sondern lediglich in formaler
Hinsicht. Es wird nicht angestrebt, liber die unabdingbaren Grundvoraussetzungen hinaus die rein
fachliche Qualifikation festzustellen. Es wird ndmlich davon ausgegangen, dal3 der Nachweis einer
Berufsausiibungsberechtigung oder Lehrbefugnis oder eine mehrjéhrige fachbezogene
Berufspraxis die fachliche Eignung weitgehend sicherstellt.

Zu 3.1.

Die abgeschlossene Berufsausbildung mul3 nicht in Form eines Universitéts- oder Hoch-
schulstudiums erworben worden sein. Die Eintragung in die Unterzeichnerliste soll damit allen mit
Umweltbelangen befal3ten Fachleuten erméglicht werden. Um MiBbréuche zu vermeiden, werden
nur in Osterreich gesetzlich anerkannte Berufsausbildungen anerkannt.

Beispiele fiir den Nachweis der fachlichen Ausbildung sind u.a. Universitétsdiplome, Abschlul3-
zeugnisse berufsbildender hbherer oder mittlerer Schulen, Lehrabschlul3zeugnisse, Zeugnisse
Uber den erfolgreichen Abschlull von Hochschullehrgéngen (wie z.B. Aufbaustudium Technischer
Umweltschutz), Zeugnisse liber die erfolgreiche Absolvierung von Lehrgéngen der
Wirtschaftsférderungs- bzw. Berufsférderungsinstitute (WIFI, BFI).

Das fiir die Eintragung angefiihrte Fachgebiet mul3 durch den Ausbildungsnachweis zur Gdnze
abgedeckt werden. Im Zweifelsfall sind die Lehrpléne oder andere gesetzliche Vorschriften flir eine
Beurteilung heranzuziehen.

Zu 3.2.

Grundsétzlich gilt eine mindestens dreijéhrige hauptberufliche Praxis als Voraussetzung. Eine
nebenberuflich erworbene Praxis gilt dann als gleichwertig, wenn ihre Gesamtarbeitsdauer einer
dreijdhrigen hauptberuflichen Praxis entspricht. Z.B. mii3te ein halbbeschéftigter Abfalltechniker
eine mindestens sechsjdhrige Berufspraxis nachweisen, um den Eintragungsvoraussetzungen zu
entsprechen. Die Praxis mul3 im Sinne von Pkt. 2.1. als Umweltgutachter oder verfahrens-
beteiligter Fachmann erworben worden sein, wenn der Eintragungswerber keine Habilitation oder

keinen offentlich anerkannten Berufsbeféhigungsnachweis vorweisen kann.

Beispiele fiir den Nachweis gemal3 Pkt. 3.2. sind u.a. Bestétigungen lber die erfolgreiche
Ablegung einer Befdhigungs- oder Konzessionspriifung fiir ein einschldagiges Gewerbe,
Ziviltechnikerpriifung, Bestétigung lber die Eintragung als allgemein beeideter gerichtlicher
Sachversténdiger, Nachweis iiber das ius practicandi (bei Arzten), Rechtsanwalts- oder
Notariatspriifung, Patentanwaltspriifung.



Nicht im Sinne des Punktes 3.2. anzuerkennen sind Priifungen, die lediglich zur unselbstédndigen
Ausiibung eines Berufes berechtigen, wie z.B. Dienstpriifungen fiir den Offentlichen Dienst,
Priifungen fiir Abfallbeauftragte 0.4.

Der Praxisnachweis kann z.B. durch Bestétigungen der zusténdigen Berufsvertretung (Kammer),
durch die Vorlage von Umsatzsteuerbescheiden, Referenzlisten oder sonstige geeignet
erscheinende Unterlagen erbracht werden.

Zu 3.3.

Diese Bestimmung soll es hervorragenden Fachleuten, die entweder keine einschlagige
Ausbildung oder keine Berufspraxis nachweisen kénnen oder beiden Voraussetzungen in formaler
Hinsicht nicht geniigen, trotzdem erméglichen, in die Unterzeichnerliste eingetragen zu werden. In
diese Personengruppe fallen z.B. Autodidakten, die sich im Rahmen ihrer Freizeitgestaltung
umfassende Kenntnisse - meist auf engen Spezialgebieten - erworben haben. In Einzelféllen sind
solche Personen international angesehene wissenschaftliche Experten. Um Mi3bréduchen
vorzubeugen, mul3 in solchen Féllen die fachliche Befédhigung durch die Bestétigung einer
facheinschlégigen, staatlich anerkannten Institution nachgewiesen werden.

Zu 4.

Vielfach wird die Meinung vertreten, Wissenschaft und Technik seien prinzipiell "wertfrei", woraus
die Ansicht abgeleitet wird, dal83 Wissenschafter ausschlie8lich "die reine Wahrheit" verkiinden
diirfen. Leider werden aber von den Wissenschaften vielfach durchaus einander widersprechende
"Wahrheiten" angeboten, sodal3 jeder sich der "Wahrheit" bedienen kann, die seinen Interessen
dient. Wir halten daher das Postulat der "Wertfreiheit" fiir eine Selbstiiberschétzung der
Wissenschaftler und fiir (iberholt, schon weil es taglich widerlegt wird. Anstatt das Ziel der "einen
und reinen Wahrheit" anzustreben, halten wir es fiir angemessen, uns um persénliche Ehrlichkeit
und wissenschaftliche Redlichkeit zu bem(ihen.

Selbstversténdlich ist auch ein Privatgutachter an den Grundsatz der Wahrhaftigkeit und
Objektivitat sowie an seine Standesverpflichtungen und die Regeln seiner Wissenschaft (seiner
Kunst, seines Gewerbes) gebunden (siehe ROLLWAGEN F. (1995): Vom Nutzen und von den
Gefahren der Privatgutachten. - Der Sachversténdige 1/95: S. 2-5; Wien).

Es sei hier ausdriicklich festgehalten, dal3 die Vertretung von Parteieninteressen nicht nur nicht
abgelehnt, sondern als wertvoller Beitrag zum gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben aner-
kannt wird und dal3 deren berufsméflige Auslibung nicht gegen die Bestimmungen der Konvention
verstol3t (vgl. jedoch Motivenbericht zu 2.1., 1. Absatz). Mehrere angesehene Berufssparten, wie
z.B. Rechtsanwalte, Patentanwaélte, Architekten, Technische Biiros, Ziviltechniker, Sozialarbeiter,
Wirtschaftstreuhdnder oder Sachwalter befassen sich regelmaflig mit der Vertretung der
Interessen ihrer Auftraggeber oder Mandanten. Auch Wissenschaftler oder Umweltexperten



kénnen als fachlicher Beistand von Verfahrensparteien wertvolle Hilfe fiir ihre Klienten, aber auch
im Sinne der Allgemeinheit leisten.

Zu4.1.

Diese Bestimmung soll krasses Fehlverhalten auch aul3erhalb von Umweltbelangen verhindern
helfen und bei Ubertretung eine Streichung von der Unterzeichnerliste erméglichen.

Zu4.3.

Der Anschein einer Befangenheit kann schon blof3 dadurch entstehen, dal3 ein Sachversténdiger
mehrmals nur mit einer Partei im Auto mitfahrt oder sich sonst augenféllig unausgewogen verhélt.
Auch wenn ein solches Verhalten nicht zwangsléaufig mit einer Befangenheit verbunden sein muf3,
ist es doch im Interesse der persénlichen Vertrauenswiirdigkeit zu unterlassen.

Zu4.8. u. 4.9.

In den Standesregeln einiger Berufe ist eine strenge Verschwiegenheitspflicht festgelegt. Diese
Verschwiegenheit ist die Grundlage fiir ein uneingeschrénktes Vertrauen des Auftraggebers
gegentiber dem Berufsausiibenden. Sie bietet dem Auftraggeber auch Schutz vor unbefugter
Inanspruchnahme seines Knowhows. In der Vergangenheit ist es aber auch vorgekommen, dal
Gutachter, deren Expertisen in der Offentlichkeit unrichtig oder verzerrt dargestellt wurden, unter
Hinweis auf ihre Verschwiegenheitspflicht "mundtot” gemacht wurden und den unrichtigen Dar-
stellungen nicht entgegentreten konnten.

Diese Bestimmung hat daher den Zweck, dem milRbrauchten Umweltfachmann die Vorausset-
zungen zur Richtigstellung einzurdumen. Die Verpflichtung zur vertraglichen Vereinbarung dieses
Vorbehaltes wurde ausdriicklich festgelegt, weil anderenfalls Angehérige bestimmter Berufsstédnde
in Konflikt mit ihrer standesrechtlichen Verschwiegenheitsverpflichtung geraten kénnten und auch
der Auftraggeber (ber diese Einschrdnkung nicht im Unklaren bleiben soll.

Zu 5.1.

Diese Bestimmung normiert die Mitverantwortung der Umweltfachleute flir eine gesamtheitliche
und umfassende Bearbeitung umweltbezogener Fragen. So kann es sich z.B. als notwendig
erweisen, auf Wirkungen hinzuweisen, die weit (ber den Untersuchungsraum oder eine
spezifische Fragestellung hinausgehen. Solche Themen kénnen etwa die Anderung des Welt-
klimas oder die Entstehung von "Sachzwéngen", wie beispielsweise die Stauwerks-
kettenproblematik im Kraftwerksbau, betreffen.



Zu5.2. u. 5.4.

Mit dieser Bestimmung sollen alibihafte Begutachtungen und "Umweltvertréaglichkeits-
untersuchungen”, deren Ergebnis von vornherein festgelegt ist, oder die an den eigentlichen
Problemen bewul3t vorbeigehen, verhindert werden.

Zu 5.3.

Diese Bestimmung legt fest, dal3 der Umweltfachmann im Rahmen seiner Mitverantwortung fiir
eine gesamtheitliche Bearbeitung den Auftraggeber auf Liicken im Untersuchungsumfang, soweit
er diese erkennt, aufmerksam machen mul3. Es kann sich auch als zweckmé3ig oder notwendig
erweisen, zur Feststellung des eigentlichen Untersuchungsbedarfes zunéchst eine
Vorbegutachtung durchzufiihren.

Zu 6.4.

Diese Bestimmung dient dazu, die Beauftragungsverhéltnisse auch in den schriftlichen Arbeits-
ergebnissen transparent zu machen. Damit erhélt der Leser auch ohne Kenntnis der néheren Ver-
fahrensumsténde einen Hinweis auf mégliche Interessensverflechtungen. Dies kann besonders
dann sehr informativ sein, wenn seit dem Verfahren (der Planung, der Untersuchung) ein léngerer
Zeitraum verstrichen ist und die miindlichen Angaben des Experten (iber seine Stellung im Ver-
fahren nicht mehr rekonstruierbar sind.

Zu 6.6. und 6.7.

Mit diesen Bestimmungen soll die Unsitte bekémpft werden, schon von vornherein Termin-
tiberschreitungen in Kauf zu nehmen. Wenn Fristiiberschreitungen unvermeidbar werden, ist der
Auftraggeber entsprechend zu informieren und um Fristverldngerung zu ersuchen. Dabei kann es
vorkommen, dal’ der Auftraggeber - aus welchen Griinden immer - keine Fristverlangerung
gewéhrt. Wenn dadurch die Qualitét des Berichtes oder des Gutachtens beeintréchtigt wird, ist
Jedenfalls ein entsprechender Vermerk in den Bericht (das Gutachten) aufzunehmen. Dabei ist es
unerheblich, wer oder welche Umsténde fiir die Verzégerung oder die Verweigerung der Frister-
streckung mal3gebend sind. Der Vermerk soll sicherstellen, dal3 eine nicht ordnungsgemél3e oder
unvollstdndige Bearbeitung als solche erkennbar wird.

Zu 6.8.

Diese Bestimmung soll sicherstellen, dal8 eine nicht ordnungsgeméfie oder unvollstédndige
Bearbeitung als solche erkennbar wird.



Zu 6.9.

Mit dieser Bestimmung soll erreicht werden, dal3 vermehrt solche Fachleute bestellt werden, die
die Sachversténdigentétigkeit selbst durchfiihren. Dadurch wird die Eigenverantwortlichkeit ge-
stérkt und ein Abschieben von Verantwortung erschwert. Insbesondere wendet sich diese Bestim-
mung gegen die Praxis mancher Universitétsinstitute, unter Hinweis auf die hohe wissenschaftli-
che Qualifikation zahlreiche Auftrdge an sich zu ziehen und hernach die Bearbeitung grof3teils
noch nicht ausreichend qualifizierten Mitarbeitern (z.B. im Rahmen von Diplomarbeiten oder
Seminarprojekten) zu libertragen. Gegen eine Durchfiihrung dieser Arbeiten durch entsprechend
ausgebildete Mitarbeiter unter verantwortlicher Aufsicht ist jedoch nichts einzuwenden.

Zu 6.10.

Unbeschadet der alleinigen Verantwortung des Umweltgutachters oder verfahrensbeteiligten
Fachmannes fiir seine Téatigkeit erscheint es doch notwendig, zumindest die wissenschaftlichen
Mitarbeiter und ihre fachlichen Beitrédge zu benennen. Dadurch wird die Verantwortungshaltung
der Mitarbeiter gestérkt und das Qualitatsniveau angehoben. Aul3erdem erfordert es die Fairness
gegentiber den Mitarbeitern, sie in angemessener Weise am Arbeitserfolg teilhaben zu lassen.

2u7.2.

Es ist erlaubt und sogar erwiinscht, dal3 bei der Auftragsakquisition der Hinweis auf die Eintragung
in die Unterzeichnerliste der Umweltgutachterkonvention hervorgehoben wird. Derartige
Mitteilungen miissen jedoch den Charakter von Informationen haben und ddirfen nicht

marktschreierisch vorgetragen werden.

Der verpflichtende Hinweis auf das in der Liste angefiihrte Fachgebiet soll den Mil3brauch
verhindern, dal3 eine Person die Eintragung in die Unterzeichnerliste als Qualifikationsnachweis
fur einen Téatigkeitsumfang verwendet, der den im Eintragungsverfahren nachgewiesenen
Fachgebietsumfang libersteigt.

Zu7.3.

Eine angemessene Entlohnung ist zumeist Voraussetzung fiir qualitativ hochwertige Arbeit. Auch
erfordert es die gebotene Kollegialitét, das Honorarniveau nicht zu driicken. Der Konkurrenzkampf
soll nicht (ber den Preis, sondern (iber die Qualitat gefiihrt werden. Andererseits kbnnten
tberméaBig hohe Honorare den Verdacht unredlicher Nebenabsprachen erwecken und damit die
persénliche Integritéat des Experten in Zweifel ziehen.



Diese Bestimmung soll auch dazu beitragen, die insbesondere (aber nicht nur) von Universitéts-
instituten gepflogene Praxis einzuddmmen, zu niedrigen Honorarsétzen zahlreiche Auftrage zu
akquirieren, wobei diese hauptséchlich dadurch erlangt werden kénnen, dal3 die befal3ten
Experten fiir ein geringes Entgelt (iber eine aus 6ffentlichen Mitteln bezahlte Infrastruktur verfiigen,
daneben ein bffentliches Gehalt beziehen und ihre Auftragstétigkeit zum Teil sogar in ihrer
Dienstzeit durchfiihren. Diese Praxis ist wettbewerbsverzerrend und flihrt auf ldngere Sicht
zwangslaufig zu einer Absenkung des Qualitatsniveaus.

Zu 8. u. 9.

Zur Einhaltung der in dieser Konvention festgelegten Bestimmungen wurde eine einseitige
privatrechtliche Verpflichtungserkldrung gegentiber der betroffenen Offentlichkeit gewéhlt, da fiir
mehrere dieser Bestimmungen keine 6ffentlich-rechtlichen Durchsetzungsmaéglichkeiten bestehen.
Um eine Sanktionsmdglichkeit gegen etwaige Versté3e zu gewdahrleisten, multe der betroffenen
Offentlichkeit eine rechtliche Méglichkeit gegeben werden, ihr zugestandenes Recht - némlich die
Einhaltung der iibernommenen Verpflichtung und die Entschédigung fiir Nachteile aus deren Uber-
tretung - durchzusetzen. Dies ist grundsétzlich auf dem Zivilrechtsweg maéglich.

Die staatlichen Gerichte sind jedoch in vielen Féllen derart (iberlastet, dal3 eine rasche
Entscheidung nicht gewéhrleistet ist. Zur Entscheidung lber behauptete Verstél3e gegen die
Verhaltensregeln der Konvention wurde daher ein Schiedsgericht als addquat erachtet.

Geman §§ 577ff. ZivilprozeBordnung (ZPO) hat der Spruch eines Schiedsgerichtes die gleiche
Rechtskraft wie der eines &ffentlichen Gerichtes (und ist auch exekutierbar), wenn bestimmte
zwingend vorgeschriebene Verfahrensregeln eingehalten werden und wenn die Parteien schriftlich
vereinbart haben, dal3 die Entscheidung lber bestimmte Rechtsstreitigkeiten durch ein
Schiedsgericht erfolgen soll ("Schiedsvertrag”).

Es war daher sicherzustellen, dal3 diese Gutachterkonvention einen solchen Schiedsvertrag fiir
alle Personengruppen beinhaltet, die als Partei fiir das schiedsrichterliche Verfahren vorgesehen
sind (Art. 2.4. u. 2.6.), bzw. dal3 solche Parteien dem Schiedsvertrag beitreten (Art. 9.2., zweiter
Absatz).

Da die schiedsgerichtliche Feststellung einer Ubertretung der Verhaltensregeln mit der Kon-
sequenz der Streichung von der Unterzeichnerliste bedeutende wirtschaftliche Nachteile mit sich
bringen kann, wurde auf eine entsprechende Rechtssicherheit besonderer Wert gelegt. Aus
diesem Grund wurde auch die Zustandigkeit des Schiedsgerichtes ausschliellich auf
Verfehlungen gegen die Verhaltensregeln beschréankt. Damit bleiben alle anderen Anspriiche
(insbesondere Schadenersatzanspriiche) den ordentlichen Gerichten vorbehalten.



Die schon jetzt bestehenden Méglichkeiten, nach anderen zivilrechtlichen Bestimmungen gegen
ein Fehlverhalten vorzugehen, insbesondere nach dem Gesetz gegen den Unlauteren Wettbewerb
(UWG) oder im Wege einer Unterlassungsklage, bleiben durch die Bestimmungen lber das
Schiedsgericht unbertihrt.

Auf eine Berufungsmdglichkeit wurde im Sinne einer ziigigen Verfahrensabwicklung verzichtet.

Die Sanktionsméglichkeiten wurden so gestaltet, da3 eine geringfiigige Ubertretung nicht zu
dauernden oder unangemessenen Nachteilen fiir den betroffenen Sachversténdigen fihrt. Es wird
damit jedoch eine ausreichende General- und Spezialprdvention fiir gegeben erachtet, die eine
Einhaltung der eingegangenen Verpflichtungen in der (iberwiegenden Zahl der Félle wahr-
scheinlich werden 1463t

Zu 8.1.

Ubertretungen gegen Bestimmungen dieser Konvention kénnen ausschlieBlich auf private Initiative
bekémpft werden. Klagslegitimiert sind nur die von der umweltrelevanten Tétigkeit betroffenen
Personen, andere Unterzeichner der Konvention sowie das Forum Osterreichischer
Wissenschatftler fiir Umweltschutz. Damit soll eine Beléstigung durch Konkurrenten, Querulanten
oder nicht Betroffene so weit wie mdglich eingeschrédnkt werden. Dem Forum soll die Méglichkeit
zur Klage gegen einen Unterzeichner eingerdumt werden, sollte sich aus dem Kreis der Un-
terzeichner oder von dritter Seite kein Klager finden, der bei Versté3en gegen den Verhaltens-
kodex gegen einen Unterzeichner Klage einbringt. Damit soll verhindert werden, dal3 Verstél3e
ungeahndet bleiben, sollte es Vorbehalte der Unterzeichner gegen ein gegenseitiges Vorgehen
geben.

Das Erfordernis der schriftlichen Anerkennung eines Schiedsgerichtes gemall § 577 ZPO ist
beziiglich der anderen Unterzeichner der Konvention durch die Unterzeichnung gegeben. Perso-
nen, die nicht dem Unterzeichnerkreis angehdren, miissen dem Schiedsvertrag beitreten, wenn

sie die Einberufung eines Schiedsgerichtes begehren (siehe 9.2.)

Da zivilrechtliche Haftungsanspriiche in manchen Féllen sehr hohe Ausmalle annehmen kénnen,
sollen sie nur von entsprechend erfahrenen und rechtskundigen Richtern verhandelt werden. Dies
erscheint bei staatlichen Gerichten, nicht aber bei einem Schiedsgericht ausreichend gewéhrlei-
stet.

Zu 8.2.

Das Schiedsgericht hat sich ausschlie3lich mit Versté3en gegen die Verhaltensregeln, keinesfalls
Jjedoch mit anderen Vorwiirfen oder Anspriichen zu befassen. Wenn die erhobenen Vorwtirfe von
vornherein und ohne Zweifel jeder Grundlage entbehren, sind sie abzuweisen. Damit sollen die
Umweltfachleute insbesondere vor Beléstigungen durch Querulanten geschiitzt werden.



Zu 8.3.
Das Urteil hat jedenfalls zu umfassen:

- Tatbestand
- libertretene Bestimmung des Verhaltenskodex
- Grad des Verschuldens

Fehlt nur einer dieser Urteilsbestandteile, ist das Urteil nichtig. Diese Bestimmung dient in erster
Linie zum Schutz des Beklagten vor Fehlurteilen infolge nachléssiger Verfahrensfiihrung.

Zu 8.4.

Hauptsanktion eines Verstol3es gegen die Verhaltensregeln ist die zeitlich begrenzte oder
dauernde AulBerkraftsetzung der Qualitatserkldrung. Die Begrenzung der Zeitdauer der
AuBerkraftsetzung auf drei Jahre (ausgenommen bei rechtskréftiger Verurteilung fiir eine in
Verbindung stehende Begehung einer strafrechtlich zu verfolgenden Tat) soll vor unverhéltnis-
méfig harten Sanktionen schiitzen. Eine AulBerkraftsetzung der Qualitatserkldrung darf nur dann
verhédngt werden, wenn die Ubertretung grob fahrldssig oder vorsétzlich begangen wurde. Damit
sollen Bagatellversté3e, insbesondere entschuldbare Fehlleistungen, unbestraft bleiben. In
solchen Féllen wird davon ausgegangen, dal3 allein die drohende Feststellung des Versto3es eine
ausreichende Prévention vor Ubertretungen darstellt.

Zu 8.5.

Angemessener Ziviler Ungehorsam zur Verhinderung von Umweltschédden wird - obwohl
gesetzwidrig - nicht als Verstol3 gegen die ethischen Anforderungen an einen verantwortungsbe-
wulBlten Fachmann erachtet. Dies deswegen, weil er sich in einigen Féllen (z.B. Donaukraftwerk
Hainburg, Atomkraftwerk Zwentendorf) als sachlich gerechtfertigt und gesellschaftlich notwendig
erwiesen hat. Gerade die dazu erforderliche Zivilcourage kann als herausragendes Indiz fiir eine
positive Haltung zu Natur- und Umweltschutz angesehen werden. Aus einem solchen Verhalten
soll keine Disqualifikation eines Umweltwissenschaftlers konstruiert werden kénnen.

Zu 8.6.

Diese Bestimmung dient in erster Linie der Generalprévention. Fir Umweltfachleute bedeutet es
zweifellos eine starke Beeintréchtigung ihres Ansehens, wenn ihr unrechtméfiliges Verhalten der
Offentlichkeit bekannt wird. Aber auch fiir Kldger, die ungerechtfertigte Vorwiirfe erheben, wird es
in den meisten Féllen abschreckend wirken, wenn sie befiirchten miissen, dal3 ihre Vorgangs-
weise publik gemacht wird. Um unverhéltnisméaflige wirtschaftliche Nachteile zu vermeiden, ist auf
die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit und die Schwere der Ubertretungen bzw. der ungerechtfertigt
erhobenen Anschuldigungen Bedacht zu nehmen.



Die Veroffentlichung des Urteils darf nur "in geeigneter Weise" erfolgen. Das heil$t, es darf nur ein
Medium gewéhlt werden, das im wesentlichen das von der Verfehlung betroffene Umfeld erreicht.
Solche Medien werden in der Regel Gemeinde-, Regional- oder Fachzeitungen sein. Mit dieser
Bestimmung soll eine schikandse und unverhéltnisméBig kostspielige Verpflichtung zur Verbffentli-
chung in Massenmedien, die weit liber den Kreis der Betroffenen hinausgehen, verhindert werden.

Zu 9.2.

Die ZPO enthélt zwar bereits Bestimmungen (ber die Bestellung eines Schiedsgerichtes; wenn die
Bestellung der Schiedsrichter durch die Parteien nicht rechtzeitig vorgenommen wird, oder die
beiden Schiedsrichter sich nicht liber die Person des Vorsitzenden einigen kénnen, ist jedoch die
Einschaltung eines &ffentlichen Gerichtes erforderlich. Da wir dies vermeiden wollten, mul3 hier ein
genaues Verfahren vorgesehen werden. Die Fristen sind so gewéhlt, dal’3 sie auch unter
Berticksichtigung von Urlaubszeiten zumutbar erscheinen. Da die Einigung auf einen Vorsitzenden
(der dazu auch bereit ist) sich auch bei guter Absicht beider Parteien langwierig und miihselig
gestalten kann, ist dafiir ein etwas ldngerer Zeitraum vorgesehen.

Klager und Beklagter miissen bei der Bekanntgabe des jeweiligen Schiedsrichters auch dessen
Annahmeerklérung vorlegen, um zu verhindern, dal3 das Verfahren dadurch verzégert wird, dal3
ein genannter Schiedsrichter nicht bereit ist, als solcher zu fungieren und eine weitere Frist zur

Nennung eines anderen notwendig wird.

Damit ein eigenes vertragliches Verfahren - ein solches ist in der ZPO z.T. ausdriicklich
zugelassen, z.T. nicht untersagt - nicht mit anderen Bestimmungen der ZPO kollidiert, war der
letzte Absatz von 9.2. sowie 9.3. erforderlich.

Zum ersten Absatz von 9.2., letzter Satz: Das Forum wird in Féllen von Art. 2.6. beklagte Partei;
gem. 8.1. erhélt das Forum als Konventionspartner Klagslegitimation.

Zu 9.4.

Mit dieser Bestimmung soll verhindert werden, dal3 durch die Nichtbestellung eines Vorsitzenden
ein Schiedsverfahren unméglich gemacht wird.

Zu 9.5.

Die ZPO sieht vor, dal3 bei bestimmten Verfahrensméangeln (§ 595) beim zusténdigen Gericht auf
Aufhebung des Schiedsspruches geklagt werden kann (eine Bestimmung, die durch den Schieds-
vertrag nicht aulRer Kraft gesetzt werden kann). Zusténdig ist hierfiir das fiir den Ort, an dem das
Schiedsgericht tagt, zustandige Gericht 1. Instanz. Daher muf3 das Schiedsgericht an einem
bestimmten Ort tagen.



Zu 9.6.

Diese Bestimmung wurde in Anlehnung an die Bestimmungen Uber die Disziplinargerichtsbarkeit
des Hauptverbandes der allgemein beeideten gerichtlichen Sachversténdigen Osterreichs,
Landesverband Wien, Niederésterreich und Burgenland, eingefiihrt. Sie soll die doppelte
Durchfiihrung von Erhebungen vermeiden. Durch die Bestimmung lber das freiwillige Ruhen oder
die Vereinbarung lber das Ende des Verfahrens soll eine glitliche Einigung geférdert werden.

Zu9.7.

Ohne ausreichende Begriindung ist das Urteil nichtig. Diese Bestimmung soll die Parteien vor
nachlassiger Verhandlungsfiihrung und daraus resultierenden Fehlurteilen schiitzen.

Zu 9.8.

Im Falle bestimmter Verfahrensméngel bietet jedoch § 595 ZPO Méglichkeiten einer Anfechtung
des Urteils vor einem ordentlichen Gericht.

Zu 9.9.

Eine Streichung von der Unterzeichnerliste ist allein auf Anordnung des Schiedsgerichtes oder
nach freiwilligem Widerruf gemél3 2.9. zuldssig. Damit soll jeder willkiirlichen Streichung vorge-
beugt werden. (Zur Priifung des Vorliegens der Eintragungsvoraussetzungen durch ein
Schiedsgericht siehe Erlduterungen zu 2.6.).

Zu 10.1.

Neben den Unterzeichnern der Konvention erhélt durch diese Bestimmung auch das Forum das
Recht zur Antragstellung auf Anderung des Konventionsinhaltes. Nur wenn gewiinschte Ande-
rungen Verpflichtungen des Forums als Verwalter der Konvention betreffen, kbnnen diese nicht

ohne Zustimmung des Forums gliltig werden.
Zu 10.2.

Zur Durchfiihrung einer Urabstimmung wird von Seite des Forums ein prézise definiertes
Verfahren festgelegt, dessen Ablauf nachvollziehbar ist. Jeder Unterzeichner hat die Méglichkeit,
sich im Zweifelsfall von der ordnungsgemé&len Abwicklung des Verfahrens beim Forum zu

liberzeugen.



	Präambel
	Diese Konvention richtet sich an Fachleute beiderlei Geschlechts. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit werden jedoch nur die männlichen Wortformen verwendet, weiters wird für "Forum Österreichischer Wissenschaftler für Umweltschutz" auch die Kurzbezeic...
	das von der Öffentlichkeit zu Recht erwartete höchstmögliche Qualitätsniveau von umweltbezogenen Verfahren, Planungen und Gutachten zu wahren und weiterzuentwickeln,
	das Ansehen der Umweltgutachter zu fördern,
	zu gewährleisten, daß Umweltgutachten nach wissenschaftlichen  Grundsätzen erstellt werden,
	für Umweltgutachter und verfahrensbeteiligte Fachleute einen beruflichen Verhaltenskodex entstehen zu lassen, auf den sie sich bei ihrer Tätigkeit gegenüber ihren Auftraggebern und der Öffentlichkeit berufen können, um sie vor unzumutbaren oder unr...
	den Auftraggebern und der Öffentlichkeit Kriterien vorzustellen, anhand derer sie die persönliche Qualifikation der Experten beurteilen und den formalen Qualitätsstandard von Umweltgutachten und umweltbezogenen Planungen bzw. Verfahren messen k...

	Artikel 2. Adressaten, Qualitätserklärung und Unterzeichnerliste
	2.1. Diese Konvention richtet sich an  a) Umweltgutachter (Sachverständige, die in umweltbezogenen Planungen oder Verfahren Gutachten, Untersuchungen, Studien oder sonstige Expertisen erstellen) und an  b) verfahrensbeteiligte Fachleute bzw. "Verfa...
	2.2. Jede Person, die den Voraussetzungen gemäß Art. 3 dieser Konvention entspricht, kann sich gegenüber allen Personen, die durch ihre Tätigkeit in umweltrelevanten Verfahren betroffen sind, zur Einhaltung der Verhaltensregeln dieser Konvention ...
	2.3. Mit der Unterzeichnung der Qualitätserklärung erklärt der Unterzeichner gegenüber allen Personen, die durch seine Tätigkeit in umweltrelevanten Verfahren betroffen sind, für Personen- und Sachschäden (nicht jedoch für bloße Vermögensschä...
	2.4. Die bloße Feststellung der Einhaltung der Verhaltensregeln obliegt im Streitfall einem Schiedsgericht gemäß Art. 8 u.9. Jeder Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann unterwirft sich diesbezüglich dem schiedsrichterlichen Verfahren...
	2.5. Das Forum Österreichischer Wissenschaftler für Umweltschutz führt eine "Liste der Unterzeichner der Umweltgutachterkonvention". Es verpflichtet sich, jede Person auf deren Antrag in diese Liste einzutragen, wenn diese Person die persönlichen...
	2.6. Wer meint, zu unrecht nicht in die Liste eingetragen worden zu sein, kann das Vorliegen der Eintragungsvoraussetzungen durch ein Schiedsgericht prüfen lassen. Jeder Beitrittswerber zu dieser Konvention anerkennt mit seinem Antrag auf Eintragun...
	2.7. Die Liste enthält jeweils folgende Angaben: Name, Titel, Anschrift, Geburtsdatum, Berufsbezeichnung und ausgewiesene(s) Fachgebiet(e). Auf Wunsch des Einzutragenden können auch weitere Eintragungen hinsichtlich der Erreichbarkeit vorgenom...
	2.8. Die Liste kann innerhalb der Bürozeiten von jedermann eingesehen werden. Weiters wird sie periodisch in geeigneter Weise veröffentlicht und insbesondere den mit Umweltbelangen befaßten staatlichen Stellen zur Kenntnis gebracht.
	2.9. Die Qualitätserklärung kann jederzeit widerrufen werden. Das Forum Österreichischer Wissenschaftler für Umweltschutz ist davon schriftlich zu verständigen. Ab Zugang des Widerrufs beim Forum erlöschen die Pflichten aus dieser Konvention für die Z...
	2.10. Das Forum Österreichischer Wissenschaftler für Umweltschutz ist berechtigt, von den Eintragungswerbern einen Kostenbeitrag zur Abdeckung seines Aufwandes einzuheben, dessen Höhe jährlich vom Vorstand des Forums autonom festgelegt werden kann....

	Artikel 3. Persönliche Voraussetzungen für die Eintragung in die Unterzeichnerliste
	Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat nachstehenden persönlichen Voraussetzungen zu entsprechen:
	3.1. Abgeschlossene, in Österreich anerkannte Ausbildung in dem für die Eintragung in die Unterzeichnerliste angeführten Fachgebiet und
	3.2. öffentlich anerkannte Befähigung zur selbständigen Berufsausübung oder Habilitation oder gleichwertige Qualifikation auf seinem Fachgebiet. Wenn keine öffentlich anerkannte Befähigungsprüfung oder Habilitation vorliegt, gilt eine mindestens d...
	3.3. Die Voraussetzungen gemäß Art. 3.1. oder Art. 3.2. können entfallen, wenn der Antragsteller eine schriftliche Bestätigung eines facheinschlägigen österreichischen Universitäts- bzw. Hochschulinstituts oder einer öffentlich-rechtliche...

	Zweiter Teil: VERHALTENSKODEX
	Artikel 4. Allgemeine Verhaltensregeln
	4.1. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat sowohl bei Ausübung seiner Tätigkeit und seines Berufes als auch außerhalb seiner Berufstätigkeit alles zu unterlassen, was das Vertrauen in seine Person und seine Sachverständigenfunk...
	4.2. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann ist zu Wahrhaftigkeit, Unabhängigkeit und Objektivität verpflichtet. Er muß sich in seinem Verhalten und sprachlichen Ausdruck um Objektivität und Unparteilichkeit bemühen.
	4.3. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat dem Auftraggeber und den Verfahrensparteien unverzüglich und in jedem Stadium seiner Tätigkeit alle Gründe mitzuteilen, die seine Unabhängigkeit oder Objektivität fraglich erscheinen la...
	4.4. Dem Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligten Fachmann ist verboten, im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für sich oder andere Personen Zuwendungen oder Vergünstigungen zu fordern, anzunehmen oder sich versprechen zu lassen, die geeignet sein ...
	4.5. Liegen Gründe vor, die die ordnungsgemäße Auftragserfüllung hindern (z.B. Interessenkonflikt, wie etwa Ziviler Ungehorsam, in zeitlicher Hinsicht wegen Überlastung, in persönlicher Hinsicht wegen Beeinträchtigung der Gesundheit, Befangenhe...
	4.6. Der in die Unterzeichnerliste eingetragene Fachmann hat klar zu erkennen zu geben, in wessen und mit welchem Auftrag er tätig ist. Er hat auch, soweit es ihm möglich und zumutbar ist, dafür zu sorgen, daß seine Stellung diesbezüglich von seinem...
	4.7. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat bei seiner Tätigkeit die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Verfahrensökonomie zu beachten. Insbesondere hat er sich an den ihm erteilten Auftrag zu halten. Zweifel über den Umfang ...
	4.8. Dem Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligten Fachmann ist untersagt, Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse zu offenbaren oder zu verwerten, die ihm ausschließlich aus seiner Tätigkeit als Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligter Fachmann be...
	4.9. Wenn von seinem Auftraggeber oder von dritter Seite trotz Aufforderung zur Richtigstellung unrichtige Behauptungen über seine Tätigkeit oder deren Ergebnisse aufgestellt werden, ist der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann bere...

	Artikel 5. Besondere Verhaltensregeln für umweltbezogene Bearbeitungen
	5.1. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat, soweit es ihm möglich und zumutbar ist, auf eine vollständige und ganzheitliche Bearbeitung umweltbezogener Fragestellungen hinzuwirken.
	5.2. Wenn erkennbar ist, daß ein Auftrag in erster Linie dazu dient, ein Verfahren, Projekt oder Produkt wahrheitswidrig darzustellen, ist er abzulehnen.
	5.3. Wenn der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann erkennt, daß für die Fragestellung bedeutende Umstände weder von seinem Auftrag umfaßt sind noch von anderer Seite ausreichend behandelt werden, ist er verpflichtet, den Auftraggeb...
	5.4. Erkennt der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann, daß die Behandlung wichtiger umweltrelevanter Fragen vom Auftraggeber vermieden oder verhindert wird (z.B. um nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt zu verschleiern), oder gerät ...

	Artikel 6. Fachliche und methodische Grundsätze
	6.1. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann ist zur ständigen Weiterbildung auf seinem Tätigkeitsgebiet verpflichtet.
	6.2. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat seine übernommenen Verpflichtungen bei jeder Sachverständigentätigkeit, in wessen Auftrag sie auch immer erfolgt, sorgfältig und gewissenhaft einzuhalten. Er hat daher sowohl in Verf...
	6.3. Der Umweltgutachter hat bei der Erstellung von Gutachten streng zwischen erhobenen Tatsachen bzw. Informationen (Befund) und den daraus gezogenen Schlüssen bzw. Empfehlungen (eigentliches Gutachten) zu unterscheiden und diese Unterscheidung in...
	6.4. Der Sachverständige hat den Auftraggeber in seinem Gutachten (seinem Bericht, seiner Expertise) anzuführen.
	6.5. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat bei seinen Tätigkeiten die Rechte von Parteien oder sonstigen Personen zu respektieren. Wird er an der Durchführung von notwendigen Arbeiten (z.B. Erhebungen) gehindert, hat er da...
	6.6. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat zu prüfen, ob er den ihm erteilten Auftrag innerhalb der festgesetzten Frist erfüllen kann. Wenn die sachkundige Durchführung innerhalb der festgesetzten Frist nicht möglich ersc...
	6.7. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat die für seine Tätigkeit festgesetzten Fristen einzuhalten. Unvermeidbare Fristüberschreitungen hat er dem Auftraggeber sofort bei Bekanntwerden des Verzögerungsgrundes - jedenfalls vor...
	6.8. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat vor Auftragsübernahme zu prüfen, ob er für seine Tätigkeit die erforderliche Kompetenz besitzt. Im Zweifelsfall hat er die Übernahme des Auftrages abzulehnen. Bestehen Zweifel für einzel...
	6.9. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat den ihm erteilten Auftrag unter seiner persönlichen Verantwortung auszuführen. Die Heranziehung von seiner Aufsicht unterstehenden Mitarbeitern ist zulässig. Die bloße Unterfertigun...
	6.10. Im Fall der Heranziehung von wissenschaftlichen Mitarbeitern hat der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann in seinen Berichten oder Gutachten deren Namen und die von ihnen bearbeiteten Aufgaben bzw. Fachbereiche anzugeben.

	Artikel 7. Verhalten gegenüber Kollegen und im Wirtschaftsleben
	7.1. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat gegenüber anderen Personen in vergleichbarer Funktion den Grundsatz der Kollegialität zu wahren. Unsachliche oder persönlich herabsetzende Kritik an solchen Personen oder deren Leistun...
	7.2. Auffällige Werbung unter Hervorhebung der Eigenschaft als anerkannter Umweltgutachter bzw. verfahrensbeteiligter Fachmann oder die Erwähnung dieser Eigenschaft in einer Unternehmens- oder Warenbezeichnung ist untersagt. Die bloß informative M...
	7.3. Der Umweltgutachter oder verfahrensbeteiligte Fachmann hat für seine Tätigkeit die seinem Berufsstand entsprechenden, jedenfalls aber angemessene Honorare zu verrechnen, welche auch eine angemessene Entlohnung für Mitarbeiter berücksichtigt. ...

	Artikel 8. Schiedsrichterliche Überwachung der Einhaltung der Verhaltensregeln
	8.1. Erhebt ein Konventionspartner oder eine Person, die von der Tätigkeit des Umweltgutachters oder verfahrensbeteiligten Fachmannes in einem umweltrelevanten Verfahren betroffen ist, gegen einen in die Liste eingetragenen  Fachmann den Vorwurf, ...
	8.2. Betreffen die erhobenen Vorwürfe oder Ansprüche nicht die Bestimmungen dieser Konvention oder sind sie offenbar unbegründet, ist die Klage abzuweisen.
	8.3. Im Urteil des Schiedsgerichtes ist festzustellen, ob Klagslegitimation vorliegt und die gegenständlichen Verhaltensregeln hinsichtlich der erhobenen Vorwürfe eingehalten wurden oder nicht. Es hat den Tatbestand und gegebenenfalls die nicht ein...
	8.4. Wird eine vorsätzliche oder grob fahrlässige Übertretung der Verhaltensregeln festgestellt, ist die Qualitätserklärung des Beklagten aufgehoben und seine Eintragung in die Liste zu streichen. Je nach Schwere der Übertretung kann das Schiedsge...
	8.5. Gewaltfreier Ziviler Ungehorsam ist nicht als Übertretung der Verhaltensregeln anzusehen und daher kein Grund für eine Streichung aus der Liste.
	8.6. Auf Verlangen der obsiegenden Partei kann das Schiedsgericht beschließen, daß das Urteil auf Kosten der unterlegenen Partei in geeigneter Weise veröffentlicht wird. Dabei sind die Vermögensverhältnisse dieser Partei und die Schwere der Über...

	Artikel 9. Schiedsrichterliches Verfahren
	9.1. Das für Rechtsstreitigkeiten gem. Art. 2.4. und 2.6. dieser Konvention vorgesehene Schiedsgericht besteht aus drei Schiedsrichtern, von denen je einer von den beiden Parteien zu bestellen ist, während der dritte von diesen bestellten Schiedsricht...
	9.2. Das Begehren auf Einberufung eines Schiedsgerichtes ist unter Angabe des Beklagten und des Inhaltes der Klage an das Forum Österreichischer Wissenschaftler für Umweltschutz zu richten. Dieses hat daraufhin binnen zwei Wochen den Beklagten übe...
	9.5. Die Verhandlungen des Schiedsgerichtes sind in der Hauptstadt jenes Bundeslandes abzuhalten, in dem der Beklagte seinen ordentlichen Wohnsitz hat, sofern sich nicht die Parteien auf einen anderen Ort einigen.
	9.6. Die Unterbrechung eines Schiedsverfahrens in jedem Stadium kann vom Schiedsgericht beschlossen werden, wenn dieses Gegenstand eines verwaltungsbehördlichen oder gerichtlichen Strafverfahrens ist. In einem solchen Fall ruht das Schiedsverfahren ...
	9.7. Das Urteil des Schiedsgerichtes ist zu begründen.
	9.8. Gegen das Urteil des Schiedsgerichtes ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig.

	9.9. Das Urteil ist unverzüglich vom Schiedsgericht dem Forum österreichischer Wissenschaftler für Umweltschutz mitzuteilen. Dieses hat ggf. die Streichung aus der Liste vorzunehmen.
	9.10. Der Ersatz der Kosten richtet sich nach den Bestimmungen der Zivilprozeßordnung.
	Artikel 10. Änderung des Konventionsinhaltes
	10.1. Eine Änderung des Konventionsinhaltes erfordert die Zustimmung der Mehrheit der in die Liste der Unterzeichner der Konvention eingetragenen Personen und die Approbation durch das Forum Österreichischer Wissenschaftler für Umweltschutz, sofer...

	MOTIVENBERICHT
	Umweltuntersuchungen und Umweltgutachten sind in zunehmender Weise Bestandteil der Planung und Vorbereitung verschiedenster Vorhaben oder der Überprüfung der Umweltauswirkungen bestehender Einrichtungen, Abläufe oder Produkte. Hier ist insbesonder...
	In der Vergangenheit wurden Umweltgutachten immer wieder mißbraucht, um umweltschädlichen Vorhaben zum Durchbruch zu verhelfen oder in der Öffentlichkeit fälschlicherweise den Eindruck zu erwecken, bestimmte Projekte oder Produkte seien "umweltv...
	Solche Vorkommnisse haben der Umwelt, aber auch dem Ansehen der Wissenschaften und der Experten schweren Schaden zugefügt.
	In Österreich regeln die Zulassungsbedingungen für diverse hochqualifizierte Berufszweige eingehend die fachliche Qualifikation für die Berufsausübung. Für einige Berufe und berufsähnliche Funktionen gelten auch verbindliche ethische Normen. Daz...
	Die in dieser Konvention festgelegten Verhaltensregeln wurden in weitgehender Anlehnung an die Standesregeln der allgemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen erarbeitet. In erster Linie maßgebend dafür war, daß der hohe öffentliche Qual...
	Darüber hinaus erhoffen wir uns, daß der Gesetzgeber unsere Initiative aufgreift und den Verhaltenskodex der Konvention soweit wie möglich gesetzlich normiert. Wir sind optimistisch, daß die vorliegenden  Verhaltensregeln und Grundsätze in der Ö...


